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Meilenstein inder Firmengeschichte
11,5Millionen Franken hat die Bina in ihre
neueGetränkeabfüllanlage investiert. 25

DieEinigkeit endet beimGeld
Politik Die Schaffung einer neuen 100-Prozent-Stelle imTiefbauamt für den Langsamverkehr ist
imKantonsparlament umstritten. Das Ziel, Velos und Fussgänger zu fördern, ist es aber nicht.
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DiemeistenRatsmitgliederwol-
len ans gleiche Ziel radeln. Die
MeinungengehenaberbeimWeg
und der Wahl des Velos weit
auseinander. So lässt sich die
gestrige Grossratsdebatte in
Weinfelden zusammenfassen.
Zur Diskussion stand das Lang-
samverkehrskonzept. Ziel ist es,
den Langsamverkehr als dritte
Säule –nebendemmotorisierten
Individualverkehr und dem öf-
fentlichen Verkehr – zu etablie-
ren.DerAnteil derFortbewegun-
gen mit Muskelkraft soll erhöht
werden. Um die Massnahmen,
diedafürnötig sind, umsetzenzu
können, schlägtdieRegierung im
Budget 2018 die Schaffung einer
100-Prozent-Stelle vor. Damit
soll eine Fachstelle eingerichtet
werden. Formell ging es gestern
zwar nicht umdie Stelle. ImMit-
telpunktderDiskussion stand sie
trotzdem.

DieFDPkündigtAntrag für
dieBudgetdebattean

ToniKappeler, Präsidentder vor-
beratenden Kommission (GP,
Münchwilen), sagte: «Ohne
Fachstelle bleibt dasKonzept ein
schönes Papier für die Schubla-
de.» Auch Barbara Kern (SP,
Kreuzlingen), die zusammenmit
Kappeler dasKonzept angescho-
ben hatte, sagte: «Es ist zwin-
gend, dass sich eine Person im
Kanton verantwortlich fühlt.»
Christian Mader (EDU, Frauen-
feld) befand: «Wir sind nicht da-
von überzeugt, dass es eine
100-Prozent-Stelle braucht.Wir
unterstützen höchstens eine
50-Prozent-Stelle.» Das sahen
auchandere so –vornehmlichaus
dem bürgerlichen Lager. FDP-
KantonsratRenéWalther (Land-
schlacht) kündigtean, seineFrak-
tion werde in der Budgetdebatte
einen Streichungs- oder Ände-

rungsantrag stellen.«Wir fordern
Pragmatismus und Augenmass
bei der Schaffung der Fachstelle
und sehen daher eher eine Teil-
zeitstelle.» Kritisch äussert sich
auchdieSVP.«Wirfinden, es sol-
len keine neuen Stellenprozente
geschaffen werden», sagte Paul
Koch (Oberneunforn). Die Fach-
stelle müsse mit bestehendem
Personal gestemmt werden.

«Wenneswirklichnötig ist, kann
der Regierungsrat auch nach
einem Jahr oder später noch re-
agieren.» Didi Feuerle (GP, Ar-
bon)war andererMeinung:«Wir
Grünen fordern eine neue Voll-
zeitstelle im Tiefbauamt.» Zu-
sammen mit der heutigen Fach-
stelle für Wanderwege ergebe
sich einemit 150 Prozent dotier-
te Organisationseinheit. Lucas

Orellano (GLP, Frauenfeld)
sprach imNamenderGLP/BDP-
Fraktion. «Wir brauchen eine
Fachstelle. Warum? Gute Pla-
nung spartGeld.»Er sei derMei-
nung, dass diese auch kosten-
und stellenneutral geschaffen
werden könne. Als Starthilfe
brachte Orellano eine Finanzie-
rungausdemwachsendenFonds
derSchwerverkehrsabgabeLSVA

insSpiel. SabinaPeter (Ettenhau-
sen) sagte fürdieCVP/EVP-Frak-
tion, dass es für die Umsetzung
des Konzeptes eben Ressourcen
benötige. «Sonst bleibt es ein
zahnloser Papiertiger.»

E-Bikesoll behandelt
werden

In der Detailberatung äusserten
sich weitere Kantonsräte. Viele
auch zur Fachstelle. Urs Schär
(SVP, Langrickenbach) befand,
eine 100-Prozent-Stelle brauche
esnicht.MarianneSax (SP, Frau-
enfeld) argumentierte dafür. Sie
hat ausgerechnet, dass sich heu-
te in der ganzen Kantonsverwal-
tung lediglich eine Person einen
halben Tag pro Woche mit dem
Langsamverkehr beschäftige.
CVP-Kantonsrat JosefGemperle
(Fischingen) wiederum hat ge-
zählt, dass sich 37 Personen im
TiefbauamtumdenStrassenver-
kehrkümmern.«BeimLangsam-
verkehr haben wir Nachholbe-
darf.» Christine Steiger (SP,
Steckborn) votierte für die Fach-
stelle. «Will man dem Kanton
neueAufgabengeben, braucht es
dafür auch Personal.» Baudirek-
torinCarmenHaagsagte zurDis-
kussion: «Wenn es uns ernst ist,
wird es diese zusätzliche Stelle
brauchen.»

Verschiedentlich wurde in
der Debatte der Umsetzungsho-
rizont bis 2030 kritisiert. Als zu
wenigambitioniert etwa.«Einige
Massnahmen setzen wir sofort
um,andereerst,wenneineStras-
sesowiesosaniertwerdenmuss»,
sagte Carmen Haag. In der De-
battewurdezudemmehrfachbe-
klagt, dass dem E-Bike zu wenig
Rechnung getragen werde. Die
zuständige Regierungsrätin sag-
te, das Thema E-Bike werde im
Rahmen des Gesamtverkehrs-
konzepts behandelt. Eine Über-
arbeitung dieses Konzepts wolle
derRegierungsrat an seiner heu-
tigen Sitzung beschliessen.

Fragen zur dschihadistischenBedrohung
Politik Besteht imThurgau eineGefahr durchDschihadisten?Wie kann die Früherkennung radikalisierter
Muslime verbessert werden?Diese undweitere Fragen stellt SVP-Kantonsrat Pascal Schmid der Regierung.

DasThemabrenntdenKantons-
rätenunterdenNägeln.DenVor-
stoss «Dschihadistische Bedro-
hung imThurgau»ausder Feder
des SVP-Kantonsrates Pascal
Schmid (Weinfelden) haben
65Kantonsrätemitunterzeichnet
– jeder zweite. «Die Unterschrif-
ten sindmir nur so zugeflogen»,
sagtSchmid imGesprächmitdie-
serZeitung.DasThemabeschäf-
tige ihn schon länger. Auslöser
fürdienuneingereichte Interpel-
lation war ein Interviewmit Ter-
rorismus-Experte Kurt Pelda in
der «Thurgauer Zeitung» (Aus-
gabe vom 30. September 2017).
Darin erzählte Pelda, dass es im
Thurgau einige Leute gebe, wel-
che Verbindungen zur Dschi-
hadisten-Szene haben. Die Be-

hörden wüssten davon – auch
weil diePersonenvielfachSozial-
hilfe beziehen.Dochdiewenigs-
ten staatlichenStellenwürdenet-
wasunternehmen.Peldaortet als
Grundproblem den mangelhaf-
ten Austausch unter den Behör-
den. «Die Gemeinde weiss oft
nicht, was die Polizei oder der
Nachrichtendienst weiss, und
umgekehrt», sagte Pelda im
Interview. Diese Einschätzung
teilt Pascal Schmid. «Der hori-
zontale und vertikale Austausch
funktioniert zu wenig.» Also je-
ner zwischen verschiedenen Be-
hörden und zwischen den ver-
schiedenen Ebenen des Staates.

«DieSchweiz ist keine Insel»,
sagtKantonsrat Schmid. So erin-
nerten auch die Betonelemente

und Strassensperrungen an der
Wegadaran, dassdieBedrohung
sehr real sei – auch hier imThur-
gau.«DasdumpfeGefühlderBe-
drohung verunsichert die Bevöl-
kerung», sagt er. Für ihn ist klar:
«Wegschauen ist die falscheStra-
tegie.»

Genügendie
rechtlichenGrundlagen?

Mit sechs Fragen verlangt der
SVP-Kantonsrat Auskunft zum
Thema. So will er erfahren, wie
der Regierungsrat die Gefähr-
dung durch radikalisierte Musli-
me und Dschihadisten im Thur-
gau beurteile. Ferner fragt er
nachpräventivenundrepressiven
Mitteln. Zudem will er wissen,
wasderRegierungsrat unterneh-

me, um Personen zu überwa-
chen, ihnen den Aufenthaltssta-
tus zu entziehenund sie ausdem
Landzu schaffen.«WievielePer-
sonen stehen derzeit unter poli-
zeilicherBeobachtung?», fragt er.

Schmid will ferner erfahren,
wie die Früherkennung von Ra-
dikalisierten verbessert werden
könne, und ob die Behörden zu-
sätzlicheMittel undMöglichkei-
ten benötigen. Auch Fragen zu
einemMerkblatthatderPolitiker.
Vor zwei Jahren rief dieKantons-
polizei Vereine, Schulen und Be-
hörden mit dem Merkblatt dazu
auf, Personen, die sich mögli-
cherweise radikalisieren, zumel-
den. Schmidwill nunwissen,was
damit erreichtwurdeundwievie-
le Hinweise eingegangen sind.

Schliesslich fragt er, wie die
gegenseitige InformationderBe-
hördenverbessertwerdenkönne
und ob die vorhandenen rechtli-
chenGrundlagen genügten.

Für die Beantwortung der
Interpellation hat die Regierung
maximal ein Jahr Zeit. Danach
wird das Thema auch im Kan-
tonsparlamentdiskutiert.DieRe-
gierung äusserte sich im Jahr
2014 bereits einmal dazu, als
SVP-Kantonsrat JürgWiesli (Doz-
wil) eine Einfache Anfrage ein-
reichte. Damals lautete die Ant-
wort: «Die Kantonspolizei sieht
derzeit keineodernur einegerin-
geGefahr imKanton Thurgau.»
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Der Münchwiler GP-Kantonsrat und Kommissionspräsident Toni Kappeler. Bild: Thi My Lien Nguyen

Gegner des
PH-Neubaus
formieren sich

Bildung Gestern meldete sich
erstmals eine Gruppe von Geg-
nern des geplanten Bauvorha-
bens auf demGelände der Päda-
gogischenHochschule in Kreuz-
lingen zuWort. Ein Komiteemit
dem Namen «Nein zu diesem
teuren Bildungstempel» lädt für
denMontag, 23.Oktober2017, zu
einer Pressekonferenz. An der
Spitze des Komitees zeigen sich
vierKantonsräte:AlexFrei (CVP,
Eschlikon), Aline Indergand
(SVP, Altnau), Christian Mader
(EDU, Frauenfeld) und Andrea
Vonlanten (SVP, Arbon).

Für den Erweiterungsbau an
der Pädagogischen Hochschule
in Kreuzlingen wird ein Kredit
von26,88MillionenFrankenbe-
antragt. Das letzte Wort hat das
Stimmvolk. Die Urnenabstim-
mung findet am 26. November
statt.

Lange war kein organisierter
Widerstand gegen das Baupro-
jekt auszumachen. In den Leser-
briefspaltenmeldeten sichbisher
ausschliesslich Befürworter zu
Wort. Auch in der Diskussion im
Grossen Rat vom vergangenen
JuniwardasKräfteverhältnis ein-
deutig.Den95Befürworterndes
neuenSchulgebäudes standen in
der entsprechenden Abstim-
mung lediglich 12Gegner gegen-
über. (sme)

Palmöl-Kritik
fliesst nach Bern

Politik NunwirdderThurgaude-
finitiv inBernvorstellig.DerKan-
ton unterbreitet der Bundesver-
sammlungeineStandesinitiative.
Diese fordert, dass Palmöl aus
einemallfälligenFreihandelsab-
kommen mit Malaysia auszu-
schliessen sei. Der Grosse Rat
stimmte dem Beschlussentwurf
der Regierung gestern mit 96 zu
10 Stimmen zu.

Die Regierung sprach sich
ursprünglich dagegen aus, aller-
dings aus formellen Gründen.
So könnemittels einer Standes-
initiative kein Einfluss auf lau-
fende Verhandlungen genom-
men werden. Zudem sei der
Bundesrat bereits hinreichend
auf das Thema hingewiesen
worden. Von den formellen Be-
denken unbeeindruckt, hiess
der Grosse Rat den Vorstoss be-
reits im Juni gut. Der erstunter-
zeichnendeMotionär ist Daniel
Vetterli (SVP, Rheinklingen).
Insgesamt haben 70Kantonsrä-
te unterschrieben. (seb.)

Häberli bei den
Postagenturen

Vorstand Ständerätin Brigitte
Häberli ist in den Vorstand des
Postagenturverbands gewählt
worden, teilt der Verband mit.
Postagenturen stellen dort die
postalische Grundversorgung
sicher, wo keine traditionellen
Poststellen mehr existieren.
Rund 950 Postagenturen gibt es
bereits in der Schweiz. (sme)


